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Die chinesische Lateinamerikapolitik seit 1989 
 
Stefanie Reiß 
 
Die Volksrepublik China hat in den 90er Jahren eine außerordentlich aktive, in Europa wenig 
beachtete Lateinamerikapolitik betrieben, die sich u.a. in einer regen Besuchsdiplomatie chi-
nesischer Spitzenpolitiker niederschlug. Die chinesischen Avancen gegenüber Lateinamerika 
und der Karibik waren eine Folge der internationalen Isolierung der Volksrepublik Anfang 
der 90er Jahre, zunehmender Aktivitäten der taiwanesischen Regierung in Lateinamerika und 
des Interesses an einem interessanten Absatzmarkt. Das gleiche wirtschaftliche Interesse be-
stand auf lateinamerikanischer Seite gegenüber China. 
 
 
Die gewaltsame Niederschlagung der Demokra-
tiebewegung und das Massaker durch die Volks-
befreiungsarmee auf dem Platz des Himmlischen 
Friedens im Juni 1989 hatten starke negative 
Auswirkungen auf Chinas internationale Reputa-
tion. Vor allem in Europa und den USA wurden 
die Repressionsmaßnahmen der chinesischen 
Machthaber auf das Schärfste verurteilt und die 
Menschenrechtsverletzungen angeprangert. Die 
chinesische Regierung pochte auf die staatliche 
Souveränität und das Prinzip der Nichteinmi-
schung in die inneren Angelegenheiten oder be-
tonte die Divergenz kultureller Standards und 
Definitionen von Menschenrechten. Einige west-
liche Staaten suspendierten in der Folge des Mas-
sakers sogar ihre diplomatischen Beziehungen 
mit China, und internationale Großkonzerne 
schlossen ihre Fabriken sowie Büros in der VR. 
Die Reaktion lateinamerikanischer Staaten hin-
gegen war eher unspektakulär, da diese Länder 
meist die chinesische Position der Nichteinmi-
schung in die inneren Angelegenheiten teilten. 
Nur Grenada und Belize brachen ihre diplomati-
schen Beziehungen mit China im Jahr 1989 ab, 
aber dies geschah auf Initiative Pekings, da beide 
Länder diplomatische Beziehungen mit Taiwan 
eingegangen waren.1 
 Lateinamerika spielte für Chinas außenpolit i-
sche Auferstehung insofern eine Rolle, da Chinas 
Präsident Yang Shangkun seine erste diplomati-
sche Reise nach den Ereignissen von 1989 nach 
Brasilien, Uruguay, Chile, Mexiko und Argenti-
nien unternahm. Eine Erklärung dafür, Latein-
amerika als ersten Zielhafen anzusteuern, könnte 
eben diese Übereinstimmung über das Nichtein-
                                                 
1  Bis 1989 pflegten folgende lateinamerikanische und 
karibische Länder diplomatische Beziehungen mit der 
VR China: Kuba, Chile, Peru, Mexiko, Argentinien, 
Guyana, Jamaika, Trinidad y Tobago, Venezuela, 
Brasilien, Surinam, Barbados, Ekuador, Kolumbien, 
Antigua y Barbuda, Bolivien, Nikaragua (Suspendie-
rung 1990), Uruguay. 
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mischungsprinzip sein. Eine weitere Erklärung 
liegt im wachsenden Bestreben um Anerkennung 
im internationalen System, das in einen Konkur-
renzkampf zwischen der VR China und der chi-
nesischen Republik auf Taiwan (Nationalchina) 
mündete. 
 
 
Chinas und Taiwans Buhlen um Latein-
amerika und die Karibik 
 
Das taiwanesische Interesse an Lateinamerika 
entwickelte sich nach dem Ausschluss National-
chinas aus den Vereinten Nationen 1971. Da die 
Taiwanesen die lateinamerikanische Region als 
nordamerikanisches Hinterland perzipierten, ver-
suchten sie über eine Annäherung an diese Regi-
on, die US-Unterstützung in der internationalen 
Gemeinschaft für das eigene Land aufrechtzuer-
halten. Zwei weitere Faktoren erleichterten die 
Zusammenarbeit zwischen Nationalchina und 
Lateinamerika. Erstens war dort der Grad der 
diplomatischen Anerkennung Taiwans besonders 
hoch, und zweitens ermöglichte die Unterent-
wicklung vornehmlich der karibischen Staaten 
und Mittelamerikas taiwanesische Hilfestellung 
im landwirtschaftlichen und technologischen 
Sektor. Obwohl Taiwan relativ wenig internatio-
nale Anerkennung erfuhr und nur selten interna-
tionalen Organisationen angehörte und schließ-
lich 1979 die USA die offiziellen Beziehungen 
suspendierten, hielt es dennoch einen unverkenn-
baren Joker in den Händen: hohe ökonomische 
Performanz. Diese erlaubte Taiwan, Kapital zu 
akkumulieren und dadurch wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit anzubieten. Die Entwicklungshilfe, 
die Taiwan Ländern der Dritten Welt in Form 
von landwirtschaftlicher und technologischer 
Unterstützung liefern konnte, wurde allmählich 
durch Subventionen und Darlehen ersetzt. Über 
diese Politik sollten die Außenbeziehungen ex-
pandieren und günstige Voraussetzungen für die 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen geschaf-
fen werden. Zudem wurde Letzteres sogar mit 
der Gewährung von Darlehen belohnt. Im Fall 
Grenada versprach Taiwan 1989 ein Niedrig-
Zins-Darlehen von US$ 10 Mio. und im Fall 
Nikaragua 1990 einen Kredit über US$ 100 Mio. 
Die Machthaber in Peking kritisierten diese „Dol-
lar-Diplomatie“ und behaupteten, dass alle Be-
ziehungen Taiwans auf Geld aufbauten und somit 
auf wackeligen Beinen stünden. Im Falle interes-
santerer Angebote von dritter Seite sei das be-
günstigte Land sofort bereit, Taiwan fallen zu 
lassen. 
 Allerdings verfolgte die VR nach 1989 eine 
ähnliche Politik wie Taiwan. Die Entwicklungs-
hilfe wurde zum Instrument einer Strategie, mit-
tels derer politische Glaubwürdigkeit und Allian-
zen mit Ländern der Dritten Welt erhalten wer-
den konnten. Im Jahr 1990 verlängerte China 
Entwicklungshilfegelder für siebenundzwanzig 
Länder, darunter sechs aus der lateinamerikani-
schen Region (Bolivien, Jamaika, Kolumbien, 
Nikaragua, Peru, Surinam). 1988 erhielten nur 
drei Länder, 1989 nur ein Land Entwicklungshil-
fe aus Peking, während es 1990 bereits elf latein-
amerikanische Staaten waren.  
 Die lateinamerikanische Region, einst 
Schlachtfeld für ideologische Grabenkämpfe 
zwischen der Sowjetunion und China in den 60er 
Jahren, entwickelte sich zum Austragungsort im 
Tauziehen um internationale Anerkennung der 
zwei Chinas. Zudem schürte die ungünstige 
Stimmung in Folge des Peking-Massakers diese 
Konkurrenzsituation, so dass Taiwan seine Be-
ziehungen zu lateinamerikanischen Ländern und 
zur internationalen Gemeinschaft neu diskutieren 
konnte. Die taiwanesischen Bemühungen um 
Lateinamerika mündeten in einer intensiveren 
gegenseitigen Besuchshäufigkeit und in einer 
stärkeren Unterstützung seitens der Lateinameri-
kaner für die taiwanesische Forderung, wieder in 
die Vereinten Nationen aufgenommen zu werden. 
Ab 1994 sandten jene lateinamerikanischen Staa-
ten, die Taiwan anerkannten, häufig Resolutionen 
an die Vereinten Nationen, um die Rückkehr der 
chinesischen Republik einzufordern. 1998 sank 
allerdings die Zahl der taiwanesischen Verbünde-
ten in den Vereinten Nationen auf sechs latein-
amerikanische Länder (Grenada, Nikaragua, El 
Salvador, San Vincente, Dominika, Panama). 
 
 
Grundlagen der Beziehungen zu Lateinameri-
ka (und der Karibik) 
 
Die Ereignisse in China im Jahr 1989 provozie r-
ten eine Politik der ökonomischen und polit i-
schen Sanktionen seitens der „Anti-China-Koa-
lition“.2 China suchte zunächst neue Wege, um 
                                                 
2  US-Präsident Clinton vertrat zunächst die Ansicht, dass 
die jährliche Verlängerung des chinesischen Status als 
„most-favoured-nation“ (MFN) grundsätzlich an die 
Situation der Menschenrechte in China geknüpft wer-
den müsste. Erst 1994 nahm Washington Abstand von 
der notwendigen Kopplung an die Menschenrechte. Zu 
diesem Zeitpunkt lösten die meisten Länder der „Anti-
China-Koalition“ ihre Sanktionen gegenüber der VR, 
allen voran Japan. Eine endgültige Normalisierung der 
Handelsbeziehungen stellte sich im Mai 2000 ein, als 
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die wirtschaftliche Kooperation mit anderen Län-
dern zu revitalisieren. Allerdings stieß es bei 
diesen Versuchen auf Hindernisse. Die Annähe-
rung an Taiwan, traditionell ein starker Handels-
partner der VR, gestaltete sich aufgrund der 
Konkurrenz um internationale Anerkennung 
schwierig, und andere wirtschaftliche Partner 
standen kaum zur Verfügung. Auf internationaler 
Ebene lähmte der Kollaps der Sowjetunion Chi-
nas Bemühungen, den taumelnden Riesen als 
Verbündeten gegen die „Anti-China-Koalition“ 
zu gewinnen. Chinas Machthaber entschieden 
sich folglich zu einer Strategie, mit der die Be-
ziehungen mit möglichst vielen Staaten mit Hilfe 
wirtschaftlicher Öffnung optimiert werden soll-
ten. Diese neuen Richtlin ien der Außenpolitik 
und die wachsende Konkurrenz mit Taiwan um 
die Gunst lateinamerikanischer Staaten bewirkte, 
dass China seiner Außenpolitik gegenüber La-
teinamerika neue Verve verlieh. 
 Diese Reaktion in Peking kann als Resultat 
einer Einschränkungspolitik durch dritte Akteure 
gewertet werden. In diesem Fall bedingten zum 
einen die USA mit ihrer Sanktionspolitik inner-
halb der internationalen Gemeinschaft, zum an-
deren Taiwan als ärgster Konkurrent in Latein-
amerika die Einschränkung des chinesischen 
Handlungsraums. Die Tatsache, dass die Latein-
amerikaner die innenpolitischen Ereignisse weni-
ger kritisierten, begünstigte auf der anderen Seite 
Chinas Versuche, die Beziehungen mit dieser 
Region auszubauen. 
 Der chinesische Präsident Yang Shangkun 
besuchte 1990 fünf lateinamerikanische Länder 
(Mexiko, Brasilien, Uruguay, Chile, Argentin i-
en). Diese Reise war der erste offizielle Aus-
landsbesuch eines chinesischen Staatsoberhaup-
tes nach dem Peking-Massaker und der erste 
Besuch eines chinesischen Präsidenten in Latein-
amerika. Die chinesischen Medien beurteilten 
dieses Ereignis als „wichtigen Meilenstein in der 
Geschichte der freundlichen sino-lateinamerika-
nischen Beziehungen“.  
 Während seines Aufenthaltes erklärte Yang 
die fünf Ziele der chinesischen Außenpolitik 
gegenüber Lateinamerika:  
Ø hohe Besuchshäufigkeit auf Regierungsebe-
ne, gegenseitiges Verständnis, Vertrauen und 
Meinungsaustausch;  
Ø Konsolidierung der Märkte, Schaffung neuer 
Anknüpfungspunkte zur Optimierung des bi-
                                                                          
das US-Repräsentantenhaus einen Antrag verabschiede-
te, der die jährliche Überprüfung der MFN-Klausel auf-
hob.  
lateralen Handels unter Berücksichtigung der 
Prinzipien Gleichberechtigung, gegenseitiger 
Nutzen und Entwicklung;  
Ø ökonomische und technologische Kooperati-
on; 
Ø kultureller Austausch;  
Ø Aufnahme von Beziehungen mit jenen latein-
amerikanischen Ländern, mit denen keine di-
plomatischen Beziehungen bestehen auf der 
Grundlage der „Fünf Prinzipien der Friedli-
chen Koexistenz“ 3 (Beijing Review 1990, 4.-
10.06: 5). 
 
Peking erneuerte schließlich auch seine Anstren-
gungen, gemeinsam mit den lateinamerikani-
schen Nationen die Entwicklung einer neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung voranzutrei-
ben. Grundlage dieser Politik war die Zuordnung 
Chinas zur Kategorie der Entwicklungsländer, 
womit Peking eine natürliche Solidarität mit den 
lateinamerikanischen Ländern herstellen wollte. 
Der neue Präsident, Jiang Zemin, präsentierte 
seine Vier-Punkte-Initiative zur neuen Wirt-
schaftsordnung 1993 im Zuge eines Besuches in 
Brasilien. Er hob besonders das Recht der Ent-
wicklungsländer hervor, einen gleichberechtigten 
Anteil an den globalen Wirtschafts- und Han-
delsbeziehungen zu erhalten, und beharrte auf 
einer stärkeren Süd-Süd-Zusammenarbeit. 
 Das chinesische Verhalten gegenüber Latein-
amerika zeichnete sich durch die Betonung ge-
meinschaftlicher Interessen und komplementä rer 
Wirtschaftssysteme aus. Premie rminister Li Peng 
wertete 1995 in Mexiko-Stadt die Zusammen-
arbeit mit Lateinamerika als Kernelement der 
Süd-Süd-Kooperation. Trotz der kulturellen und 
sozialen Unterschiede teilten China und Latein-
amerika die Zugehörigkeit zur Dritten Welt und 
die Sorge um die Entwicklung der jeweiligen 
Volkswirtschaften mit dem Ziel, den Lebensstan-
dard der Bevölkerung zu verbessern. Beide Part-
ner bräuchten günstige interne und externe Be-
dingungen, Stabilität und Frieden, um sich auf 
die nationale Entwicklung und den Fortschritt zu 
konzentrieren. China und Lateinamerika verein-
ten ihre Kräfte, um die Verwirklichung gleicher 
politischer, ökonomischer und sozialer Rechte zu 
beschleunigen und so die Errichtung einer neuen 
                                                 
3  Die „Fünf Prinzipien der Friedlichen Koexistenz“ sind: 
Gegenseitiger Respekt der territorialen Integrität und 
Souveränität, gegenseitige Nicht-Aggression, gegensei-
tige Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten, 
Gleichberechtigung und gegenseitiger Nutzen, friedli-
che Koexistenz. 
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Wirtschaftsordnung zu begünstigen. Der Premier 
betonte weiterhin, dass die gemeinsamen Interes-
sen die Intensivierung bilateraler Beziehungen in 
der Vergangenheit ermöglicht hätten und auch in 
der Zukunft eine wichtige politische Grundlage 
darstellten. Die günstigen Ausgangsbedingungen 
für eine stärkere Zusammenarbeit sah Li im im-
mensen Marktpotential, dem Ressourcenreichtum 
der Länder und in den komplementären Wirt-
schaftssystemen. Diese 1995 formulierten Prinzi-
pien chinesischer Außenpolitik zu LA stimmten 
weitestgehend mit den Forderungen des früheren 
Präsidenten Yang im Jahr 1990 überein. Im fol-
genden wird ein kurzer Abriß über die tatsächli-
che Umsetzung dieser Politik gegeben. 
 
 
Chinas Politik gegenüber Lateinamerika und 
der Karibik in den 90er Jahren: praktische 
Ergebnisse  
 
Bilaterale politische Beziehungen: Sowohl von 
lateinamerikanischer Seite als auch von chinesi-
scher Seite stieg die Besuchshäufigkeit in den 
90er Jahren. So reisten z.B. die Staatsoberhäupter 
aller südamerikanischen Staaten (außer Para-
guay) teilweise sogar mehrmals nach China. 
Zwanzig Präsidenten, sieben Vize-Präsidenten, 
sieben Premiers, sechzehn Außenminister und 
neun weitere Minister aus Lateinamerika und der 
Karibik folgten bis 1999 Pekings Einladung, 
China zu besuchen. Nach der Lateinamerikareise 
Yangs 1990 besuchte sein Nachfolger Jiang Ze-
min die Region in den Jahren 1993 und 1997. 
Zwei Premiers (Li Peng, Zhu Rongji) reisten 
insgesamt vier Mal nach Lateinamerika (1992, 
1995, 1996, 1998).  
 Eines der außenpolitischen Ziele Chinas ist 
die Entwicklung eines Beziehungsgeflechtes mit 
möglichst vielen Staaten, dies gilt besonders seit 
1989. Die Aufnahme diplomatischer Beziehun-
gen mit lateinamerikanischen Staaten wurde zu-
nächst durch die Verbindungen dieser Länder zu 
Taiwan erschwert. Mit Hilfe von Handelsbezie-
hungen und Entwicklungshilfe näherte sich China 
in den 90er Jahren an die lateinamerikanische 
Region an. Es etablierte 1994 wirtschaftliche 
Beziehungen mit Honduras, begrüßte die Vize-
Präsidentin 1995 in Peking und empfing eine 
Freundschaftsdelegation aus Paraguay, dem ein-
zigen südamerikanischen Land, das Taiwan offi-
ziell anerkannte. 
 In der Karibik stießen die chinesischen Be-
mühungen besonders in zwei Inselstaaten auf 
fruchtbaren Boden. Das Reich der Mitte konnte 
1997 diplomatische Beziehungen mit Santa Lucia 
und den Bahamas aufnehmen. Um der Bedeutung 
der karibischen Inseln für China Nachdruck zu 
verleihen, reiste der chinesische Vize-Premier 
Qian Qichen 1998 nach Barbados, Guyana, Tri-
nidad und Tobago, Kuba und Jamaika. Qian ver-
sprach, dass China lediglich an normalen bilate-
ralen Beziehungen interessiert sei, die es unab-
hängig von der Anerkennung Taiwans in der 
Karibik intensivieren möchte. Ein Indiz für die 
Verbesserung chinesischer Beziehungen zur ka-
ribischen Welt ist die Aufnahme Chinas in die 
Caribbean Development Bank 1998. Die karib i-
schen Inselstaaten sind ebenso wie Mexiko von 
besonderer strategischer Bedeutung, da sie China 
eine Möglichkeit verschaffen, von dort aus den 
US-Markt mit Gütern zu versorgen. 
 
Zusammenarbeit auf internationaler Ebene: 
Auf internationaler Ebene tritt China für eine 
neue internationale Ordnung ein. Diese definiert 
sich über zwei komplementäre Prozesse: den 
Nord-Süd-Dialog und die Süd-Süd-Kooperation. 
Letztere veranlasste Deng Xiaoping im Jahre 
1989 zu der Aussage, dass China und Lateiname-
rika zusammenarbeiteten, um ein Beispiel funk-
tionierender Süd-Süd-Kooperation abzugeben. 
Im Lichte dieser Kooperationspolitik muss zum 
einen die strategische Partnerschaft zwischen 
China und Brasilien, zum anderen die chinesische 
Unterstützung regionaler Integration, wie z. B. 
die Aufnahme Perus in die APEC im Jahre 1998, 
gesehen werden. 
 Von größerem Interesse für Lateinamerika 
war Chinas Politik im Rahmen der Vereinten 
Nationen. Auch wenn China die Souveränität, 
Selbstbestimmung und Unterstützung für alle 
Entwicklungsländer ohne politische oder ökono-
mische Konditionen auf sein Banner schrieb, 
spiegelte sein Verhalten diese Überzeugung nur 
dann wider, wenn es opportun erschien. Der Fall 
Kuba zeigte, dass Chinas Engagement gegen die 
Verabschiedung einer VN-Resolution zur Verur-
teilung der Menschenrechtsverletzungen in Kuba 
eine direkte Reaktion auf die verbesserten kuba-
nisch-chinesischen Beziehungen war. Im Falle 
Haitis (1996) und Guatemalas (1997) machte 
China seine Unterstützung friedensstiftender 
Maßnahmen in den Vereinten Nationen davon 
abhängig, dass diese Länder ihre diplomatischen 
Beziehungen zu Taiwan abbrechen. 
 
Handelsbeziehungen: Die Handelsbeziehungen 
profitierten zum einen von der lateinamerikani-
schen Politik der Diversifizierung der Außenbe-
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ziehungen – auch in den asiatisch-pazifischen 
Raum – , zum anderen von der chinesischen Poli-
tik der wirtschaftlichen Öffnung, die durch die 
exportorientierte Industrialisierung Chinas ange-
trieben wurde. Brasilien, Argentinien, Panama, 
Chile, Peru und Mexiko sind seit den Anfängen 
der Beziehungen die wichtigsten Handelspartner 
Chinas in Lateinamerika. Lateinamerikanische 
Länder kaufen mittlerweile Elektrogeräte, Spie l-
zeug, medizinische Instrumente, Motorräder, 
Fahrräder und Handwerksprodukte. China impor-
tiert Eisen, Holz, Sojaöl aus Brasilien, Wolle, 
Weizen, Mineralien, Leder und Stahlprodukte aus 
Argentinien, Walzwerkprodukte und Güter der 
chemischen Industrie aus Mexiko. Mittlere Öko-
nomien, wie Chile, Kolumbien, Peru, Venezuela 
und Ekuador, führen hauptsächlich Rohstoffe aus 
und Fertigwaren ein. Diese Länder sind Märkte 
für chinesische Konsumgüter, wie Landwirt-
schaftsmaschinen, Autos, Fernseher und Textili-
en. Die wenig entwickelte Industrie in Zentral-
amerika und in der Karibik erlaubt diesen Län-
dern keine großen Exporte nach China. Insgesamt 
erhöhte sich das Handelsvolumen zwischen Chi-
na und Lateinamerika von US$ 1,9 Mrd. im Jahr 
1990 auf US$ 8,31 Mrd. im Jahr 1998 (China 
aktuell 1999: 15). 
 
Wissenschaftlich-technologische Zusamme n-
arbeit: In den 90er Jahren schloss China mit 
zwölf lateinamerikanischen Staaten – u.a. mit 
Mexiko, Brasilien, Kuba und Chile – Verträge 
über wissenschaftliche und technologische Zu-
sammenarbeit ab, welche eine wechselseitige 
Unterstützung in der Landwirtschaft, Medizin, im 
Energiesektor, in der Elektroindustrie, in der 
Weltraumindustrie und in der Biotechnologie 
umfassen. Das wichtigste Abkommen unter-
zeichneten China und Brasilien, mit dem beide 
Länder den Grundstein für eine strategische Part-
nerschaft legten. Die 1993 unterzeichnete Über-
einkunft umfasst ein Weltraumprogramm für die 
Produktion von zwei Satelliten zur Inspektion des 
Regenwaldes und regelmäßige Konsultationen in 
außenpolitischen Fragen  
 
Kulturaustausch: Trotz der Bedeutung wechsel-
seitiger Verständigung und von Kenntnissen über 
die jeweiligen kulturellen Standards ist der Grad 
kulturellen Austausches eher niedrig. In China 
wurden zwar bereits in den sechziger Jahren In-
stitute für Lateinamerika-Studien an den großen 
Universitäten eingerichtet, wodurch ein wissen-
schaftliches Interesse an dieser Region bekundet 
wurde, allerdings sind die Verbindungen auf 
inoffizieller und offizieller Ebene eher rudimen-
tär. Einige kulturelle Delegationen bereisten la-
teinamerikanische Länder, der Studentenaus-
tausch wurde gefördert, doch diese Bemühungen 
stehen in ihren Auswirkungen im Gegensatz zu 
der von offizieller Seite immer wieder betonten 
Bedeutung kultureller Verständigung und Annä-
herung. In den 90er Jahren schloss China nur fünf 
Abkommen über kulturelle Zusammenarbeit mit 
lateinamerikanischen Ländern (Argentinien, Bo-
livien, Kuba, Kolumbien, Ekuador) ab. 
 
 
Fazit 
 
Besuchsdiplomatie, wirtschaftlicher Austausch 
und die politische Zusammenarbeit zwischen 
China und Lateinamerika haben in den letzten 
Jahren zugenommen. Zudem zeigt auch der poli-
tische Diskurs, dass China an Lateinamerika in-
teressiert ist und eine engere Kooperation auf 
allen Ebenen befürwortet. Die Motive für eine 
solche Annäherungspolitik können wie folgt zu-
sammengefasst werden: 
Ø Das Massaker auf dem Tiananmen-Platz be-
einträchtigte Chinas Glaubwürdigkeit in der 
internationalen Gemeinschaft und zwang die 
chinesischen Entscheidungsträger zur Ent-
wicklung neuer Strategien, um eine entspann-
tere Atmosphäre zu erzeugen. Auf lateiname-
rikanischer Seite hielt man sich mit den 
Kommentaren über den Tiananmen-Vorfall 
bedeckt, nicht zuletzt um dem Prinzip der 
Nichteinmischung gerecht zu werden. Es 
liegt folglich nahe, dass die Chinesen die la-
teinamerikanische Region auswählten, um ei-
ne Kampagne zur Aufbesserung ihres ange-
kratzten Images zu starten. 
Ø Neben dieser negativen Reputation musste 
China mit konkreten wirtschaftlichen Hinder-
nissen, aufgebaut von der nordamerikanisch 
geführten „Anti-China-Koalition“, kämpfen, 
um das eigene ökonomische Überleben im in-
ternationalen Wirtschaftssystem zu garantie-
ren. Natürlich spielen Handels- und Wirt-
schaftsbeziehungen mit Lateinamerika im 
Rahmen der gesamten Handelsbeziehungen 
Chinas nur eine untergeordnete Rolle (ca. 3% 
des Außenhandels), aber dennoch möchte 
China keine Möglichkeit vernachlässigen, die 
dem übergeordneten Ziel dienen könnte: 
wirtschaftliche Entwicklung durch Moderni-
sierung und vor allem durch Öffnung. 
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Ø Taiwan machte sich die ungünstige Lage der 
Volksrepublik zunutze, indem es sein Enga-
gement in lateinamerikanischen Ländern in-
tensivierte. Dadurch entstand eine Konkur-
renzatmosphäre, die China mit polit ischen 
Druckmitteln beantwortete. 
Ø Chinesische Diplomaten betonten in ihren 
Treffen mit den lateinamerikanischen Part-
nern nicht nur die Gemeinsamkeiten des ei-
genen Landes mit der lateinamerikanischen 
Region, sondern unterstrichen immer wieder 
die Notwendigkeit einer neuen internationa-
len Ordnung. Daraus ergeben sich zwei 
Schlussfolgerungen: In China stellt sich die 
Frage nach den möglichen Konstellationen 
im Weltsystem und nach seiner eigenen Posi-
tionierung. Die Volksrepublik sieht sich 
selbst nicht nur als wichtigen Akteur im glo-
balen System, sondern versucht, dieses Sy-
stem in Einklang mit den eigenen Prinzipien 
und Ideen zu gestalten. Zweitens sucht China 
nach Allianzen mit Entwicklungsländern, die 
es braucht, um die Gestaltung einer neuen in-
ternationalen Ordnung durchzusetzen. Des-
halb betonen Chinas Machthaber, dass das 
Reich der Mitte zur selben Kategorie von 
Ländern wie die lateinamerikanischen Staa-
ten zählt. Diese Solidarisierungspolitik zielt 
auf all jene Länder ab, die immer noch keinen 
gleichberechtig ten Anteil an der Weltwirt-
schaft erhalten haben und unter dem Mangel 
an Möglichkeiten le iden, ihre Forderungen in 
das internationale System zu transportieren. 
Ø Die Grundprinzipien chinesischer Politikge-
staltung, Frieden und Entwicklung, haben 
ideologische Belange weitestgehend ersetzt 
und dienen der Nutzenmaximierung. Unter 
Bezugnahme auf das Prinzip der Selbstbe-
stimmung vermeidet China sowohl jegliche 
Einmischung in innenpolitische Angelegen-
heiten der lateinamerikanischen Staaten als 
auch den Export nationa ler Konzepte. Ge-
winn und ökonomische Performanz sind in 
der heutigen Zeit vorrangige Ziele chinesi-
scher Politikgestaltung. Demzufolge richtet 
sich das chinesische Interesse auf diejenigen 
Länder Lateinamerikas, die von strategischer 
Bedeutung sind. Daraus resultiert, dass China 
erstens nur mit Brasilien eine strategische 
Partnerschaft eingegangen ist, da das süd-
amerikanische Land als regionale Macht per-
zipiert wird und dadurch eine akzeptable Ba-
sis für eine gegenseitig gewinnbringende Be-
ziehung besteht. Zweitens pflegt China seine 
Verbindungen zu Mexiko und den karib i-
schen Inseln, um sich den Weg auf den US-
Markt zu öffnen. Drittens motiviert China 
seine Annäherungen an Mexiko, Chile und 
Peru aus der Tatsache heraus, dass diese 
Länder Mitglieder der APEC sind, die für das 
Reich der Mitte eine wichtige Plattform für 
die chinesische Posit ion im asiatisch-
pazifischen Raum darstellt. Viertens moti-
viert die Taiwan-Frage China, engere Bin-
dungen mit den karibischen Staaten zu knüp-
fen, die mehrheitlich die chinesische Repu-
blik auf Taiwan anerkennen. Selbst wenn 
Chinas Machthaber eine eher moderate Poli-
tik des „ein China, zwei Systeme“ akzeptie-
ren, fordern sie doch das allein ige Recht, 
China im internationalen System zu repräsen-
tieren und wirken einer Unabhängigkeitsbe-
wegung in Taiwan entgegen. 
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Nach zwei Dekaden politischer Demokratisierung und wirtschaftlichen Umbruchs fällt die 
ökonomische, soziale und politische Bilanz in Lateinamerika widersprüchlich aus. Zwar konnte 
die Mehrzahl der lateinamerikanischen Länder in den neunziger Jahren nach einer Dekade der 
wirtschaftlichen Krise und Stagnation wieder ein Wirtschaftswachstum verzeichnen. Die 
wirtschaftlichen Integrationsprozesse sind vorangeschritten, und Lateinamerika ist wieder ein 
interessanter Standort für ausländische Direktinvestitionen geworden. Von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, hat das Wachstum jedoch bisher nicht ausgereicht um den Anteil der Armen an der 
Bevölkerung signifikant zu senken. Und Lateinamerika ist die Region mit der krassesten 
wirtschaftlichen Ungleichheit und der geringsten sozialen Mobilität geblieben. Die sozialen 
Verwerfungen und der schroffe Gegensatz zwischen arm und reich haben zu einem 
dramatischen Anstieg der Kriminalität geführt. Das brüchige soziale Fundament beeinträchtigt die 
lateinamerikanischen Demokratien. Sie haben sich zwar als krisenresistenter erwiesen als es 
viele Skeptiker voraussagten, und sie sind auch nicht direkt von einem Rückfall in autoritäre 
Systeme bedroht. Doch die Qualität der demokratischen Systeme hat sich in den neunziger 
Jahren tendenziell eher verschlechtert als verbessert. Trotz aller wirtschaftlichen Modernisierung 
haben viele traditionelle Defekte der lateinamerikanischen Politik überlebt. So hat die Korruption 
in Gesellschaft und Staat nicht abgenommen. Der vorliegende Band vereint Beiträge, die sich mit 
diesen und anderen ökonomischen, sozialen und politischen Problemen Lateinamerikas im 
Zeitalter der Globalisierung befassen. 
 
Aus dem Inhalt: Lateinamerikas wirtschaftliche Entwicklung im Zeitalter der Globalisierung: Libe-
ralisierung, regionale Integration und Weltmarktorientierung (Hartmut Sangmeister); Die Staaten 
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